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Eidgendssische Volksabstimmung vom 25. September 1994

Zweimal Ja: «CGlasse
politique» erleichtert

Griines Licht fiir die Ratifikation der
UNO-Konvention gegen den Rassis-
mus! Das Schweizervolk hat dem Ver-
bot der Rassendiskriminierung am 25.
September zugestimmt. 54,7 Prozent
der Stimmenden haben ja gesagt, 45,3
Prozent nein. Sogar die grossten Opti-
misten unter den Befiirwortern der Vor-
lage hatten keinen so grossen Unter-
schied erwartet. Die Stimmbeteiligung

war mit 45 Prozent mittelméssig. Der
Ja-Anteil betrug in den Kantonen Genf,
Basel-Stadt, Graubiinden und Jura tiber
60 Prozent, in Bern, Ziirich und der
Waadt war er knapp darunter; auf der
andern Seite stehen Schwyz, Appenzell
Innerrhoden, Wallis und Thurgau mit
weniger als 45 Prozent Ja-Stimmen. Das
Nein der Walliser Bevolkerung konnte
allenfalls der Kandidatur fiir die Olym-

Die sich haufen-
den Anschlage
auf Asylbewer-
ber — hier in
Thun — haben
zum Ja zu den
Rassismus-
Strafnormen
beigetragen.
(Foto: Keystone)

URNENGANG

Abstimmungsergebnisse

Bundesbeschluss iiber die Aufhe-
bung der Verbilligung von inlindi-
schem Brotgetreide aus Zollein-
nahmen

JA 1295237 (64,8%) —

alle Kantone

NEIN 706215 (35,2%)

Anderung des schweizerischen
Strafgesetzbuches und des Militér-
strafgesetzes (Rassendiskriminie-
rung)

JA 1 132 326 (54,7%)

NEIN 939 738 (45,3%)

Stimmbeteiligung: 45 %

pischen Winterspiele von 2002 abtrig-
lich sein, wie einige Kommentatoren
angemerkt haben.

Die Abschaffung der Preisreduktion
auf Brotgetreide wurde von fast zwei
Dritteln der Stimmenden und allen Kan-
tonen angenommen. Diese Massnahme
ist Teil eines Programmes zur Sanierung
der Bundesfinanzen und bringt der
Staatskasse jdhrlich 25 Millionen Fran-
ken ein. Fiir die Konsumenten konnte
sie eine Brotpreiserhohung von fiinf
Rappen pro Kilogramm zur Folge
haben. Nur die Konsumenten-Organisa-
tionen, die Partei der Arbeit, der Lan-
desring der Unabhingigen und die
Schweizer Demokraten hatten die Nein-
Parole herausgegeben.

PAT &

Kommentar

Das wichtigste Resultat der Abstimmung
vom 25. September ist, dass sich die
Schweiz nicht noch einmal ins Abseits
begeben hat. Sie gesellt sich zu den 132
Staaten dieser Welt, 'die sich fiir die
Verbannung von Rassendiskriminierung
und -hass engagieren. Bei einem Nein
des Volkes zu den Normen gegen den
Rassismus im Strafgesetzbuch hditte sie
das nicht tun kénnen. Die Befiirchtungen
der meisten Beobachter der politischen
Szene der Schweiz vor der Abstimmung
haben sich als unbegriindet erwiesen.
Die- Regierung, die «Classe politique»
und die Mehrheit des Volkes haben das
Ergebnis mit einem Seufzer der Erleich-
terung zur Kenntnis genommen. Endlich
ein Erfolg in einem Bereich, der das Bild
der Schweiz im Ausland prdgt. Balsam
auf die Wunden, die das dreifache Nein
des 12. Juni (Blauhelme, erleichterte
Einbiirgerung junger Ausléiinder, Kultur-
forderung) und das Ja des 20. Februar

zur Alpeninitiative aufgerissen haben.
Die Mehrheit des Parlamentes hat wie-
der zur Mehrheit des Volkes gefunden!

Dabei ist jedoch nicht zu iibersehen,
dass die Schweizer Bevilkerung die ge-
setzlichen Bestimmungen gegen die Ras-
sendiskriminierung nur hauchdiinn an-
genommen hat: Auf elf Ja- entfallen neun
Nein-Stimmen. Darin ein Zufallsmehr zu
sehen, hiesse die Demokratie beleidigen.
Wie léisst sich aber der hohe Anteil Nein-
Stimmen zu einer Vorlage erkldren, die
als unproblematisch eingeschdtzt und
von der Regierung und allem, was in der
«Classe politique» Rang und Namen
hat, einstimmig unterstiitzt wurde? Ein
Nein aus Misstrauen gegeniiber dem
Ausland? Ein Nein aus Argwohn ge-
geniiber der Regierung und der «Classe
politique»? Beides hat wohl eine Rolle
gespielt. ’

Und gerade deshalb wiire es nach dem
Seufzer der Erleichterung angebracht,
sich vermehrt mit den Ursachen und der
Behebung des Malaises auseinanderzu-
setzen, das in diesem Lande herrscht:

dem Vertrauensverlust gegeniiber den
Behorden. Leider ist jedoch zu befiirch-
ten, dass der Erfolg des 25. September
die Politiker dazu verleitet, dieses Unbe-
hagen zu verdrdngen. Die Erleichterung
diirfte in diesem Fall nur von kurzer
Dauer sein.

Pierre-André Tschanz |

Presseschau

Praktisch alle Kommentatoren haben
nach der Abstimmung vom 25. Septem-
ber ihre Erleichterung zum Ausdruck
gebracht. Hier einige Stimmen.

S Itedior Dot

Jene Jiircher Jeihung
Die Vorlage diente zweifellos als Blitz-
ableiter fiir vielerlei, fiir diffuse UNO-
Skepsis, fiir Misstrauen gegen einen
zerstrittenen Bundesrat und seine oft
mit mangelnder Uberzeugungskraft
verfolgte Politik der internationalen In-
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tegration, fiir Missbehagen wegen der
Behandlung von Drogendealern und
Missbriuchen im Asylwesen.

CORRIERE DEL TICINO

Die Gefahr wurde abgewendet, und in
Bern konnte man einen deutlichen Seuf-
zer der Erleichterung horen. Nicht ver-
wunderlich, dass wiederum ein Resultat
zu befiirchten war, das einen in Verle-
genheit gebracht hiitte.

TriBUNE DE GENEVE

Der Geisteshaltung der letzten Wochen
nach zu urteilen, haben wir das Gefiihl,
dass es unmittelbar vor der Abstim-
mung «Klick» gemacht hat und dass
viele Zogernde — auf ihre Herzen
hérend — in letzter Minute ins Ja-Lager
gewechselt haben.

Tagess:Ameiner

Nicht das angebliche Versagen des Bun-
desrates und nicht die Arroganz der
«Classe politique» fiihren unsere De-
mokratie langsam, aber sicher in die
Krise. Verantwortlich dafiir sind weit
mehr die Rechtsaussen-Parteien — Lega,
Schweizer Demokraten und Freiheits-
Partei — die das Volk um cin Haar erneut
zum grossen Sieger einer Volksabstim-
mung erkoren hiitte.

QQ
LEXPRESS
—

Die neue Norm lisst einen grossen An-

wendungsspielraum. Sie muss mog-

lichst liberal gehandhabt werden, damit

eine extreme und damit einschrankende
Selbstzensur vermieden werden kann.
PAT

Eerichtigung

In der Vorschau auf die Abstimmung
vom 25. September 1994 hatte
Nationalrétin Genevieve Aubry
gegen die Anti-Rassismus-Gesetze
Stellung bezogen und u. a. folgen-
des behauptet: «In der Schweiz
wurde der Geschéftsfiihrer eines
Ladens verurteilt, weil er farbige
Angestellte entliess, die iberdies
noch gestohlen hatten.» Diese
Behauptung ist in zweifacher Hin-
sicht falsch. Erstens wurde nicht der
Geschiiftsfiihrer, sondern das ent-
sprechende Unternehmen wegen
missbréuchlicher Kiindigung verur-
teilt (Bundesgerichtsurteil vom 11. No-
vember 1993) und zweitens hatten
die erwahnten Angesteliten nicht
gestohlen. Frau Aubry bedauert
diese Irrtimer.

Schweizer
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Eidgendssische Volksabstimmung vom 4. Dezember 1994

Krankenversicherung utlZwangsmassnahmen

Uber drei Vorlagen wird am
4. Dezember abgestimmt.
Bei zweien geht es um das
Krankenversicherungsge-
setz (KVG) und bei der
dritten um die Einfiihrung
von Zwangsmassnahmen
im Auslanderrecht.

as heutige Krankenversicherungs-
D geselz stammt aus dem Jahre 1911.
Schon deshalb entspricht es seit
langem nicht mehr den modernen Erfor-
issen. Aber obwohl niemand sich
lich gegen eine Gesetzesrevi-

Pierre-André Tschanz

sion stellt, sind verschiedene Projekte
an den unterschiedlichen Interessen ge-
scheitert, das letzte 1987, Trotz aller Ei-
nigungsbemiihungen, die seither unter-
nommen wurden, droht der Revision des
Krankenversicherungsgesetzes  auch
diesmal das gleiche Schicksal.

Neben dem revidierten Krankenver-
sicherungsgesetz werden die Stimmbe-
rechtigten im Dezember auch iiber die
Initiative von Sozialdemokraten und
Gewerkschaften  «fiir eine gesunde
Krankenversicherung» befinden. Die
Stimmberechtigten haben vier Moglich-
keiten: ein doppeltes Nein, ein Nein und
ein Ja, ein Ja und ein Nein oder ein dop-
peltes Ja. Wer zweimal Nein stimmt,
plidiert fiir den Status quo: wer fiir eine
Verinderung ist, sagt Ja zum revidierten
KVG und Ja oder Nein zur Volksinitia-
tive.

Die wichtigsten Neuerungen

Mit der Gesetzesrevision werden drei
Ziele verfolgt. Die Schwachstellen in
der Grundversicherung sollen behoben
und die Kostensteigerung gebremst

werden; dariiber hinaus soll die Solida-
ritiit unter den Versicherten vergrossert

teiligt; einige Kantone wehren sich da-
gegen, Beitriige zur Senkung der Prii-
mien fiir benachteiligte Versicherte zu
leisten. Kurz, die KVG-Revision wird
einmal mehr darunter leiden, dass sie
nicht jedem Geschmack entspricht!

Initiative «fiir eine gesunde
Krankenversicherung»

Ziele dieser Volksinitiative sind die Ver-
sicherung der medizinischen Versor-
gung und der Medikamente fiir die
ganze Bevélkerung sowie Taggelder bei
Krankheit fiir alle Arbeitnehmer. Finan-
ziert werden sollen diese Leistungen
mit Primien, die den wirtschaftlichen
Méglichkeiten der Versicherten enspre-
chen, und durch Beitriige des Bundes in
der Héhe von mindestens einem Viertel
der Ausgaben. Fiir Erwerbspersonen
entspriichen die Priimien einem prozen-
tualen Anteil des gesamten Einkom-
mens, und die Arbeitgeber miissten fiir

werden. Damit wiirde das bestehend
System in fiinf wichtigen Bereichen
korrigiert:

1. freier Kassenwechsel (die Versicher-
ten kénnen die Krankenversicherung je-
derzeit und auch in hoherem Alter ohne
Deckungsverlust wechseln);

2. breiteres Leistungsangebot (keine
zeitlichen Beschriinkungen mehr  fiir
Leistungen, Ubernahme von Kosten
fiir die Pflege daheim, Finanzierung
von Priiventivmassnahmen, Deckung
der sogenannten  Alternativmedizin

he Primien fiir Mann und Frau:
4. Reduktion der Priimien fiir Einzelper-
sonen und Familien mit geringem Ein-
kommen;

5. mehr Konkurrenz zwischen den Ver-
sicherern und den Leistungstriigern mit
Blick auf eine Kostendimpfung.

innen und A

Vorteile fiir Ausland!

Auch die Auslandschweizer werden von der Revision des KVG profitieren. Fir
éltere Personen, welche in die Schweiz zurtickkehren, gelten bei den Kranken-
kassen keine Altersbegrenzungen mehr. Alle kénnen unabhéngig vom Geburts-
Jjahr einer Krankenkasse ihrer Wahl beitreten und bezahlen die gleiche Prémie
wie die anderen Versicherten ... am gleichen Ort. Fiir in Schweizer Unterneh-
men im Ausland tétige Personen werden die Ausfiihrungsbestimmungen des

KVG gelten.

Die sti o . :
2-"‘;.4' Dezember, ob das Krankenver-
ICher aus dem Jahr 1911

beibenalten, revidiert oder aufgrund
€iner Volksinitiative neu ausgearbei-
tet werden soll. (Foto: Keystone)

Hdhere Primien

Durch diese Verbesserungen entstehen
“usiitzliche Kosten in der Hohe von un-
gefihr zehn Prozent. Diese werden zum
Teil durch Priimienerhéhungen von
durchschnittlich 4,5 Prozent und durch
die hohere Eigenleistungen der Versi-
Cherten an die Spitalkosten ausgegli-
chen. Die zukiinftigen Primien kinnen
¥on den heutigen in beiden Richtungen
Stark abweichen, da sie vom Alter des
Versicherten, der familidren Situation,
den Beitriigen des Kantons und von der
Krankenkasse abhiingen. Die Primien
Weffien auch weiterhin von Region zu

Region unterschiedlich hoch sein.
Gegen die KVG-Revision haben vier
dv"UPpen mit verschiedener Ausrichtung
f‘:il Referendux]\ ergriffen. Die einen
finde-m eine totale IJbem]mcrgng und
\chrﬁn vdas Gesetz enthalte zuv iele Be-
b ’dr_lkungcnb: andere meinen, die Al-
\Tndllvmedllln werde nicht geniigend
1-5}2;]:“(“?'“@‘ gewisse Krankenkassen
N sich vom neuen System benach-

s die Hilfte dieser Primien
aufkommen. Kinder bezahlten keine
Pridmien. Berechnungen fiir das Jahr
1992 haben ergeben, dass Erwerbstiitige
schiitzungsweise 3.4 bis 3,6 Prozent ih-
res Einkommens zu bezahlen hiitten und
dass der Bund rund 3.3 Milliarden Fran-
ken beisteuern miisste.

Die Regierung und das Parlament
empfehlen den Stimmbiirgern ein Ja zur
KVG-Revision und ein Nein zur Volks-
initiative «fiir eine gesunde Kranken-
versicherung». Im Falle ciner Annahme
der Initiative mit einem doppelten Mehr
von Volk und Stinden wiirde sie sich
entweder auf das heutige KVG oder, bei
einer gleichzeitigen Annahme der Revi-
sion, auf das revidierte auswirken.

Zwangsmassnahmen

Am 4. Dezember wird das Volk auch
iiber eine Reihe von Zwangsmassnah-
men fiir Auslinder abstimmen, die sich
unrechtmiissig in der Schweiz aufhal-
ten. Organisationen fiir die Rechte von
Auslédndern und fiir das Asylrecht sowie
die Partei der Arbeit (PdA) haben
75000 Unterschriften gesammelt und
damit eine Volksabstimmung erwirkt.
Das Bundesgesetz iiber Zwangsmass-
nahmen im Ausldnderrecht entstand im
Herbst 1993 als Folge einer lebhaften
Debatte iiber die 6ffentliche Sicherheit

URNENGANG

Eidgendssische
Volksabstimmungen

4. Dezember 1994

® Bundesgesetz iiber die Kranken-
versicherung

® Volksinitiative «fiir eine gesunde
Krankenversicherung»

® Bundesgesetz iiber Zwangsmass-
nahmen im Auslinderrecht

in der Deutschweiz. Dieses Gesetz be-
zieht sich auf Auslinder, die das Asyl-
recht oder das Auslinderrecht miss-
brauchen. Neu eingefiihrt werden im
wesentlichen:
® cine «Vorbereitungshaft» von drei
oder mehr Monaten wihrend der Dauer
der Beschlussfassung iiber das Aufent-
haltsrecht fiir Ausléinder ohne ordentli-
che Aufenthalts- oder Niederlassungs-
bewilligung; o
® dic Inhaftierung wihrend dreier Mo-
nate im Hinblick auf eine mogliche
Ausweisung (heute ein Monat) mit Ver-
langerungsmoglichkeit bis zu neun Mo-
naten:
® Hausarrest oder Verbot, eine gewisse
Gegend zu betreten, fiir Personen, wel-
che die offentliche Sicherheit und Ord-
nung storen oder bedrohen;
® die vereinfachte Durchsuchung eines
Auslinders oder eines Dritten, der die-
sen beschiitzt, um Reisedokumente oder
Ausweise in Sicherheit zu bringen.
Dieses Ausnahmegesetz — nach der
offenen Drogenszene in Ziirich auch
«Lex Letten» genannt — wird von der
Regierung und von einer Mehrheit des
Parlaments als angemessenes Mittel zur
wirksamen Bekdmpfung der Auslinder-
kriminalitiit erachtet. Hingegen wird es
von Hilfswerken, Linken, Gewerkschaf-
ten. kirchlichen Kreisen und namhaften
Juristen mit Vehemenz bekampft. B

Wir verkaufen in zentrumsnaher, ruhiger und
sonniger Lage, neue, grossziigig konzipierte

2‘_/2 , 3, , 4, -Zimmer
& Eigentumswohnungen
% mil einmaliger Sicht auf Stadt und See, ca.

3 Gehminuten ab dffentlichem Verkefrsmiltel
?Ganensmp\'alze oder Terrassen

(ohne Fremdeinsichi)

Bezugsberen ab Nov. 1994
VP Z‘/ Zimmer ab Fr. 290000~ inkl. EHpl.
VP 4, - Zimmer ab Fr. 587'000.-- inkl. 2 EHpl

MDAl Tel.031.93215 14
&@A Fax 031. 93108 12

AG FUR IMMOBILIEN UND TREUHAND

Schweizer
REVUE 5/94 15



	Eidgenössische Volksabstimmung vom 25. September 1994 : Zweimal Ja : "Classe politique" erleichtert

